
Tarifvertrag 

vom 8. Dezember 2005 

zur Regelung der Allersteilzeitarbeit für die Arbeitnehmerinnen der Arbellerwohlfahrt 

(TV-ATZ 11) 

zwischen 

dem ArbeItgeberverband AWO Deutschland e.V., vertreten durch den Vorstand, 

BerUn 

und 

ver.dl- Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), vertreten durch den Bun· 

desvorstand, BerUn 

Präambel 

Die Tarifvertragsparteien wollen mit Hilfe dieses Tartfvertrages die M5gllchkellen des 

Altersteilzeftgesetzes für den gleitenden Übergang älterer Beschätllgter vom Erwerbs­

leben in den Ruhestand für die Arbeiterwohlfahrt und deren BeSchäftigten erhallen und 

dadurch vorrangig Auszubildenden und Arbeitslosen BeschäftJgungsm5glichkeiten 

eröffnen. 

§ 1 Geltungsbereich, Ersetzung 

Dieser Tarifvertrag gill für die Arbeitnehmerinnen des 

AWO Landesverbandes Saarland e.V. 

sowie der 

AW Kur- und Emolungs-GmbH. Dortmund und der AWO Seniorendienste NIederrhein 

gGmbH, Essen, soweit die Arbeltnehmerinnen dieser Gesellschaften Jeweils in den 

Gellungsbereich des Übergangstarifvertrages für die Arbeitnehmerinnen und Arbelt-



nehmer der Arbeiterwohlfahrt (ÜbgTV-BUND-West) vom 23. Dezember 2004 fallen. 

Er ersetzt § 2 EIngangssatz ObgTV-BUND-West In Verbindung mit dem Text des 

ehemaligen Tarifvertrages vom 25. Juni 199B zur Regelung der AlterstelIzeitarbeIt für 

die Arbeitnehmer der Arbeiterwohlfahrt (TV-ATZ) zum BMT-AW IVBMT-AW-O. 

Protokoll erklärung zu § 1: 

Der Begriff ,Arbeltnehmerinnen" steht In diesem TarifVertrag auch für Arbeitnehmer. 

§ 2 Vornussetzungen der Altersteilzelt 

1. Der Arbeitgeber kann mit Arbeltnehmem, die das 55. Lebensjahr und eine Be­

schä1lJgungszelt (§§ 2 Satz'l ÜbgTV-BUND-West LV.m. § 2'1 BMT-AW-II) von 

fünf Jahren vollendet haben, vor dem erstmals möglichen Bezug einer unge­

minderten Altersrente In der gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) die Ände­

rung des Arbeitsverhältnisses in ein Alterstellzelt-Arbeltsverhältnls am der 

Grundlage des Alterstellzeitgesetzes (ATZG) vereinbaren. 

Den Altersrenten der GRV stehen Leistungen einer Versicherungs- oder Ver­

sorgungselnrichtung oder eines Versicherungsunternehmen gleich, wenn die 

Arbeltnehmerin von der Versicherungspflicht befreit Ist, sowie Knappschafts­

ausgleichsleistungen und ähnliche Lelsiungen öffentllch-recl1t11cher Art. 

Arbellnehmerinnen, die vor dem 31.12.2007 das 60. Lebensjahr vollenden, bis 

dahin einen Antrag stellen und die übrigen Voraussetzungen nach diesem Pa­

ragraphen erfüllen, haben, vorbehalUich des folgenden Satzes einen AnspruCh 

auf Abschluss eines Atterstellzelt-Arbeitsverhartnlsses. 

Der Arbeitgeber kann die Vereinbarung eines Altersteilzelt-Arbeltsverhältnlsses 

ablehnen, soweit dringende dienstliche bzVl. betriebliche Grunde entgegenste­

hen. 

2. Weitere voraussetzung ist daß der Arbeitnehmer In den letzten fünf Jahren vor 

Beginn der Alterstellzelt an mindestens 10BO Kalendertagen eine verslche­

rungspftichtige Beschäftigung Im Sinne des SGB 111 ausgeübt hat, und der Ar­

beitnehmer auch nach der Halbierung seiner Arbeitszeit gern. § 3 versiche­

rungspflichtig Im Sinne des SGB 111 blelbl 



Die Vereinbarung eines A1tersteilzelt-Arbeltsverhältnlsses Ist ausgeschlossen, 

wenn beim beabsichtigten Beginn die Arbeitnehmerln befristete Rente wegen 

voller Erwerbsminderung erhält. 

Die Vereinbarung entlällt rüCklVirkend, wenn der Arbeilnehmerin rückwirkend 

aUf den Beginn des AltersteilzeitcArbeilsverhäJtnlsses eine befristete Rente we­

gen voller Erwerbsminderung zuerkannt wird. 

Liegen vor Beginn der Alterstellzeit Umstände vor, die auf eine Erwerbsminde­

rung hindeuten, ist die Arbeitnehmerin vel)lfllchte~ unverzüglich einen Antrag 

auf Rente wegen Erwerbsminderung zu stellen und damit zusammenhängende 

MitwirkungspflIchten zu erfüllen. 

Solange über einen Antrag der Arbeltnehmerln auf Rente wegen Erwerbsmin­

derung nicht entschieden Ist, erhält die Arbeitnehmerin die Vergütung ein­

schließlich AUfstockungsleistungen unter dem Vorbehalt der Rückforderung rur 

die Zeit ab Zuerkennung der Rente. 

§ 3 Vereinbarungen zur A1tersleHzeil 

1. Das Alterstellzeit-Arbeitsverllältnis darf die Dauer von sechs Jahren nicht über­

und soll die Dauer von zwei Jahren nicht untersChreiten. Es muß vor dem 31. 

Dezember 2009 beginnen. Absatz 3 bleibt unberührt 

Von der zweijährigen Mlndestdauer kann abgesehen werden, wenn der erst­

mals mögliche Bezug einer ungeminderten Altersrente sChon vor Ablauf von 

zwei Jahren nach Beginn der Altersteilzelt mögliCh Ist 

2. Die während der Gesamtdauer des Alterstellzeit-Arbeitsverhältnlsses geschul­

dete Arbeitszeit muß durchschnittlich die Hälfte der bisherigen regelmäßigen 

wöchentlichen Arbeitszeit Im Sinne des § 6 Abs.2 ATZG betragen. Sie kann so 

verteilt werden, dass sie 

a) In der ersten Hälne des Altersteilzeltarbeltsverhältnisses geleistet und die 

Arbeilnehmerin anschließend von der Arbeit unter Fortzahlung der Bezüge 

nach Maßgabe derfolgenden Regelungen freigestellt wird (Blockmodell) oder 

b) durchgehend geleistet Wird (Teilzeitmodell). 



Die Arbeitnehmerin kann vom Arbeitgeber verlangen, dass ihr Wunsch nach 

einer bestimmten Verteilung der Arbeitszeit mit dem Ziel einer einvernehmli­

chen Regelung erörtert \\;rd. 

3. Wird das Alterstellzelt-Arbeltsverllärtnls Im BlocKmodell vereinbart, muss die 

Frelslellungsphase spälestens zum 1. Dezember 2009 beginnen. 

Protokollerklärung zu Absatz 2: 

Die In der Arbeitsphase über die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit hinaus 

geleisteten Arbeitsstunden gelten bel Vorliegen der übrigen tariflichen Voraus­

setzungen als Überstunden. 

§ 4 Höhe der BezUge 

1. Die Arbeltnehmerin erhält als Bezüge die sich für entsprechende Tellzeiikräfte 

mit der reduzierten regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit bei Anwendung der 

tariflichen Vorschriften (§ 2 Satz 1 ÜbgTV-BUND-West I. V.m. § 17 BMT-AW-II) 

ergebenden Beträge mit der Maßgabe, daß die Bezüge-Bestandteile, die übli­

cherwelse In die Berechnung des Aufschlages zur Urlaubsvergütung elnfiießen, 

sowie Wechselschicht - und Schlchtzulagen entsprechend dem Umfang der 

tatsächlich geleisteten TätigKeit berückslchUgt werden. 

2. Als Bezüge im Sinne des Abs. 1 gellen auch Bnmalzahlungen, wie z.B. ZU­

wendung, Unaubsgeld (lEW. eine an deren stelle tretende einheitliche Sonder­

zahlung) und Jubifäumszuwendung. 

Der Arbeitgeber kann die während der Dauer des ArDeitsteilzelt-Verllällnlsses 

mit hinreichender Wahrscheinlichkeit zu leistenden EInmalzahlungen ganz oder 

teilweise frühestens beginnend mit dem Beginn der Alterstellzeit In regelmäßI­

ges monaUiches Enlgelt umwandeln. Macht der Arbeitgeber von diesem Recht 

Gebrauch, SO ist dle jeweilige EInmalzahlung ratlertlch als monatlich gleich blei­

bender Betrag geschuldet und auszuzahlen. 

Die Umwandlung bedarf der Zustimmung der Arbellnehmerin, wenn hierdurch 

eine höhere Belastung In der Sozialversicherung eintritt, als bel Auszahlung 

ohne Umwandlung. Weist der Arbeitgeber die Arbeitnehmerin schriftlich aUf die 

zu erwartende höhere Belastung in der Sozialversicherung hin, gilt die Zustim­

mung der Arbeltnehmerln zur Umwandlung als erteilt, wenn die Arbeilnehmerin 



nicht binnen zwei Wochen nach Zugang der Mitteilung der Umwandlung schrtft­

lieh wldersprichL 

Stünden der Arbetlnehmertn die bel der Umwandlung berücKsichtigten Einmal­

zahlungen in dem Zellpunkt. in dem die Leistungen ohne die Umwandlung fällig 

geworden wären, nicht oder nicht In der umgewandelten Höhe zu, hat der Ar­

beitgeber einen Rückzaillungsanspruch In Höhe der Summe der entsprechen­

den, bis dahin ratierlich gezahlten oder überzahlten Monatsbeträge. Die Arbeit­

nehmenn kann sich gegen den Rückzahlungsanspruch nicht auf den Verbrauch 

der Leistungen berufen. 

3. Der Arbeitgeber kann sonstige nicht regelmäßig zustehende Bezüge­

BestandteIle bel der Bemessungsgrundlage nach Abs. 2 ganz oder für einzelne 

Bestandteile mit dem für die letzten 24 Monate vor dem Beginn des Alterstell­

zeit-Arbeitsverhältnis errechneten Durchschnittsbetrag pauschalieren, dabei 

werden Krankhelts- und Urlaubszeiten nicht berückslchtfgL Der pauschalierte 

Durchschnitt wird als regelmäßiger monatlicher Bezug gezahlt. 

Allgemeine Bezüge-Erhöhungen gelten auch für die Pauschallerung, soweit die 

zugrunde liegenden Bezüge-Bestandteile ebenfalls an allgemeinen Bezüge­

Erhöhungen teilgenommen hätten. 

WOrden die ohne eine Pauschallerung v.;;hrend der Arbeitsphase zu zahlenden 

unregelmäßigen Bezüge um mehr als '10% von den pauschaliert gezahlten ab­

weichen, erfolgt eine Nachberechnung am Ende der Arbeitsphase. Absatz 2 

Sätze 6 und 7 gelten entsprechend beiderseits für den sich aus der Abwei­

chung ergebenden nachberechneten Bezug oder die sich ergebende Rückzah­

lung. 

§ 5 Aufslockungsleislungen, Abfindung 

'1. Die der Arbeitnehmertn nach § 4 zustehenden Bezüge werden um 20 v.H. die­

ser Bezüge aUfgestockt (AUfstockungsbetrag). Bel der Berechnung des Auf­

stockungsbetrages bleiben steuerfreie Bezüge-Bestandleile, Vergülungen für 

Mehrarbelts- und Überstunden, Bereitschaftsdienste und. RurlJereitschaften un­

berücksichtigt diese werden, soweit sie nicht unter Abs. 2 Unterabs. 2 fallen, 

neben dem AUfstockungsbetrag gezahlt. 



2, Der Autstockungsbetrag muß so hoch sein. daß die Arbeltnehmerln 83 v.H. des 

Netlobetrages Ihres bisherigen Arbeitsentgeltes erhält (Mindestnetlobetrag). 

Als blshenges Arbeitsentgelt ist anzusetzen das gesamte. dem Grunde nach 

beitragspflichtige Arbeitsentgelt. das die Arbeltnehmerln ohne Reduzierung Ih­

rer Arbeitszeit Im Rahmen Ihrer regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit erzielt 

hätte. 

Dem blshengen Arbeitsentgelt zuzurechnen sind Vergütungen für Bereit­

schaftsdienst und Rufbereltscllaft -letztere Jedoch ohne Vergütungen für tale 

sächlich angefallene Arbeit einschließlich einer etwaigen Wegezeit - die ohne 

Reduzierung der Arbeitszeit zugestanden hätten; In diesem Fall sind in der Ar­

beltsphase die tatsächlich zustehenden Vergütungen abweldhend von Abs. 1 

Satz 2 letzter Halbsatz In die Berechnung des aufzustockenden Netlobetrages 

einzubeziehen. 

3. Für die Berechnung des Mlndestnettobetrages nacll Abs. 2 tst die Rechtsver­

ordnung nach § '15 ATZG zugrunde zu legen. Sofern das bel der bJshengen Ar­

beitszeit zustehende Arbeitsentgelt der Arbeitnehrnerin die Beitragsbemes­

sungsgrenze In der gesetzlehen Rentenversicherung übersteigen würde. sind 

für die Beredhnung des Mindestnettobetrages diejenigen gesetzlchen Abzüge 

anzusetzen. die bel Arbeitnehmern gewöhnlich anfallen. 

4. Neben den vorn Arbeitgeber zu tragenden Sozialversicherungsbelllägen für die 

nadh § 4 zustehenden Bezüge entnchtet der Arbeitgeber gern. § 3 Abs. 1 Nr. 1 

b) des A TZG zusätzliche Beträge zur gesetzlichen Rentenversicherung für den 

Untersciliedsbetrag zwischen den nach § 4 zustehenden Bezügen einerseits 

und 90 v.H. des bisherigen Arbeitsentgeltes (Abs. 2 Unterabs. 1 Satz 2), höch­

stens aber der Beitragsbemessungsgrenze, andererseits. 

5. Ist die Arbellnehmerin von der Versicherungspnidht in der gesetzlichen Renten­

versicherung befreit. erhöht sich der Zusclluß des Arbeitgebers zu einer ande­

ren ZUkunftssicherung urn den Betrag, den der Arbeitgeber nadh Abs. 4 bel 

Verstcllerungsp!llcht In der gesetzlchen Rentenversicherung zu entridhten Ilät­

te. 

6. Arbeilnehrnerinnen. die nach Inanspruchnahme der Altersteilzeit eine Renten­

kürzung wegen einer vorzeitigen Inansprudhnahrne der gesetzlichen Rente zu 



erwarten haben, erhalten für je 0,3 v.H. Rentenminderung eine Abfindung In 

Höhe von 5 v.H. der Vergütung bzw. des Monatstabellenlohnes (§ 2 Satz 'I 

Übg1V-BUND-West LV.m. mit § 23 bzw. § 28 BIVTT-AW-II), und der in Monats­

beträgen festgelegten Zulagen, die der Arbeltnehmertn Im letzten Monat vor 

dem Ende des Alterstellzelt-Arbeltsverhältnlsses zugestanden hätte, wenn sie 

mit ihrer bisherigen regelmäßigen wöChentlichen Arbeitszetl beschäftigt gewe­

sen wäre. Die Abfindung wird zum Ende des Alterstellzeit-Arbeltsverhältnlsses 

gezahlt und Ist ein Ausgleich für den vorzeitigen Vertust des Arbeitsplatzes. 

Eventuelle Steuern und Sozialabgaben trägt die Arbeltnehmerin. 

7. Vom Arbeitgeber zu erbrtngende AufslocKungslelslungen im Sinne der vorste­

henden Absätze unterliegen nicht den Bestimmungen des § 2 Satz 1 Übg1V­

BUND-Wesl I.V.m. § 35 BlVfT-AW-II. 

§ 6 NebentätigKeit 

Die Arbeltnehmerin darf während des Alterstelizell·Arbeitsverhältnlsses keine Beschäf­

tigungen oder selbständigen Tätigkeiten ausüben, die die GertngfügigKerrsgrenze des 

§ 8 SGB IV überschrelten, es sei denn, diese BeschäTligungen oder selbständigen 

Tätigkelten sind bereits Innerhalb der letzten fünf Jahre vor Beginn des Altersteilzell­

Arbeitsverhältnisses ständig ausgeübt worden. Bestehende tartflche Regelungen Ober 

Nebenläugkelten bleiben unberührt. 

§ 7 Urlaub 

Für die Zeit der Frelslellung besteht kein Urtaubsanspruch. Im Kalenderjahr des Über­

ganges von der BesChäftigung zur Freistellung hat der Arbeitnehmerfür jeden vollen 

BesChäfllgungsmonat Anspruch aUf 1112 des Jahresurlaubs. 

§ 8 Erlöschen ocfer Ruhen cfer Anspruche 

1. Der Anspruch auf Leistungen aus dIesem TalifVertrag ertlscht Im Rahmen der 

AussChlussflisten mlt dem Zeitpunkt der Beendigung des Alterstellzelt­

Arbeitsverhältnisses. 



2. Der Anspruch auf AuFstockungslelslungen besteht nicht, solange die Voraus­

selzungen des § 10 Abs. 2 A 12G vorliegen. 

Der Anspruch auf Leistungen aus diesem TarifVertrag ruht während der Zelt In 

der die Arbellnehmenn eine unzulässige Beschäftlgung oder selbsländige Tä­

ügkeitausübt, die die Geringfügigkeitsgrenze gem. § 8 SGB IV überschreitet. 

oder sie aUfgrund solcher Beschäftlgungen eine LOhnersalzleistung ertlält, dIe 

Grenze von 1/6 des GesamteInkommens Ist dabeI nicht anzuwenden. Der An­

spruch erlischt, wenn er mindestens 150 Kalendertage geruht hat; mehrere 

Ruhenszeiträume werden zusammengerechnet. 

GleIches gilt wenn die Arbeltnehmerin über die Alterstellzeltarbelt hinaus 

MehrarbeIt oder Überstunden leistet, die den Umfang der GerIngfügIgkelts­

grenze des § 8 SGB IV überschreilen. 

§ 9 Verpflichtungen der Arbeitnehmerin unel eies Arbeitgebers 

1. Die Arbeilnehmerin hat so frühzeitig wie mögllcll, spätestens jedoch drei Mona­

te vor dem gewünschten Beginn der Alterstellzeit den Abschluss eInes AI­

terstellzeltvertrages beIm Arbellgeber schriftlich zu beantragen. Eine Vereinba­

rung soll nur zum Beginn eines Kalendermonates getroffen werden. Ist In dem 

Antrag kein bestimmter Zeitpunkt für den Beginn der Allersteilzelt genannt, gilt 

diese als zum Beginn des vIerten Monats nach ZUgang des Antrages vertangt. 

2. Die Arbeitnehmerin hat dem Arbellgeber spätestens zwei Monate vor dem ge­

wünschten BegInn der Allerstellzelt den Zeitpunkt des erstmals möglichen Be­

zuges einer ungemlnderten Allersrente In der gesetzlichen RentenversIcherung 

durch Vortage geeigneter Unterlagen nachzuweisen. 

3. Die Arbeitnehmerin ist verpmchtet, rechlzeltig einen Antrag auf eine ungemin­

derte Altersrente der gesetzlichen Rentenversicherung oder aUf eine Rente 

wegen voller Erwerbsminderung, die zum Erlöschen des Alterstellzeitverhält­

nlsses führt, zu stellen und den Arbellgeber hierüber unverzüglich zu unterrich­

ten. 



4. Die Arbeltnehmerin in AlterstelIzeitarbeit hat Änderungen der sie betreffenden 

Verhältnisse, die den Vergütungsanspruch oder den Anspruch auf AUfstoK­

kungszahlungen berühren können, dem Arbeitgeber unverzüglich mitzuteilen. 

Hat die Arbeilnehmerin aUfgrund der unterlassenen oder verspäteten Mitteilung 

Ihr ganz oder teilweise nicht zustehende Leistungen erhalten, sind diese zu­

rückzuzahlen. TarlfilChe oder vertragliche Ausschlussfristen beginnen In diesem 

Fall erst mit KenntnIs des Arbeitgebers von den geänderten Umständen zu lau­

fen. Die Arbeltnehmerin kann sich In diesem Fall nicht auf den Verbrauch der 

zu Unrecht erhaltenen Leistungen berufen. 

5. Der Arbeitgeber hat der Arbeitnehmerin, die die Voraussetzungen einer AI­

terstellzelt-Verelnbarung erfüllt oder In absehbarer Zeit erfüllen könnte, auf Ver­

langen eine Berechnung der für sIe zu Beginn des Altersteilzelt­

Arbeitsverhaltnlsses voraussIchtlich ergebenden Vergütung und der Aufstok­

kungsbeiträge zur Verfügung zu stellen. 

6. Haben unrichllge Auskünfte Dritter zu Leistungen des Arbeitgebers geführt, auf 

die nach diesem Tartfvertrag keIn Anspruch bestand, ist die Arbeitnehmerin 

verpfilchtet, die Ihr ggf. gegen den Dritten zustehenden Ansprüche an den Ar­

beItgeber bIs zur Höhe der zu Unrecht von diesem erbrachten Leistungen ab­

zutreten. 

7. Der Arbeitgeber kann das Alterstellzeit-Entgelt zurückbehalten, solange die Ar­

beilnehmerin Ihren MlttellungspfilChten nach diesem TaritVeruag sChuldhafi 

nicht erfüllt. Dasselbe gilt mit einer Ankündigungsfrist von dreI Monaten, wenn 

und solange die begründete Vermutung besteht, daß die Arbeltnehmerln Alters­

ruhegeld oder andere dem Aiterstelizelt-Arbeilsverhältnis entgeslenstehende 

VersorgungsleislUng in Anspruch nehmen kann oder wenn die Arbeitnel1merin 

dIe dafür notwendIgen Anträge nicht stellt oder Ihren damit zusammenhängen­

den Mitwlrkungspfiichten nicht nachkommt 

§ 10 Ende des Arbeitsverhältnisses 

1. Das Arbeitsverhältnis endet zu dem In der Altersteilzeit-Vereinbarung festgeleg­

ten Zeitpunkt 



2. Das Arbeitsverhältnis endet unbeschadet sonstiger tarifilcher oder vertraglicher 

Beendigungstatbesiände auch ohne Kündigung mit Beginn des Kalendermona­

tes, für den die Arbeitnehmerin eine Rente wegen voller ErwertJsmlnderung in 

der gesetzlichen Rentenversicherung beanspruchen kann oder Rente wegen 

voller ErwertJsminderung erhält, spätestens Jedoch mit AblaUf des Kalender­

monates, in dem die Arbeitnehmerin das 65. Lebensjahr vollendet 

Im übrigen bleibt das Recht zur Kündigung nach Maßgabe des Arbeitsvertra­

ges und der einschlägigen tariflichen, gesetzlichen und betrieblichen Regelun­

gen unberührt. 

3. Ende! bel einer ArtJeitnehmerin das Altersteilzeit-ArtJeitsverhältnls vorzeitig, hat 

sie Anspruch auf eine etlvalge Differenz zwischen den tatsächlich erhaltenen 

Bezügen nebst Aufslockungslels!ungen und den Bezügen für den Zeitraum ih­

rer tatsächlichen BeSchäftigung, die ·sie ohne Elntritl In die Alterstellzeit erzielt 

hätte. Bel Tod der ArtJellnehmerin steht dieser Anspruch ihren Erben zu. 

§ 11 Anpassungsverpflichtung 

Bel zukünftigen gesetzlichen Änderungen des Alterstellzeitrechtes verpfilchten slcll die 

verlragspartelen zur umgehenden Anpassung dieses Tarifvertrages an die gesetzll- . 

ehen Änderungen. 

§ 12 Inkrafttrelen, Laufzeit 

1. DleserTarifverlrag tritt mit Unterzeichnung In Kraft und endet am 3·1. Dezember 

2009. Vor dem 26. Juni ·1997 abgeschlossene Vereinbarungen über den Elntrltl 

in ein Alterstelizeit-ArtJeilsverhäJtnls bleIben unberührt. 

2. Alterstellzeit-Arbeitsverhältnisse, die spätestens am 01. Dezember 2009 be­

gonnen haben, werden unbeschadet des AblaUfes dieses TarifVertrages abge­

wlckell. Im übligen wird die Nachwirkung dieses TarifVertrages ausgeschlos­

sen. 



Berlln, den 27. Februar 2006 

und 

Berlln, den 

Arbeitergeberverband AWO Deutschland e.V. 

Dr. Schiller Kettier 

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (Ver.d!), Bundesvorstand 
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